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KURZ INFORMIERT AK — Anwalt und Kanzlei

Widerrufsbelehrung
Keine Vergütung nach Widerruf eines Fernabsatzgeschäfts

Immer mehr Mandatsverträge werden als Fernabsatzgeschäft abgeschlossen. 
Wird der Mandant nicht über sein Widerrufsrecht belehrt, kann das bei einem 
Widerruf für die Vergütung des Rechtsanwalts gefährlich sein (LG Flensburg 
9.10.25, 4 O 80/25, Abruf-Nr. 251110).

In diesem Fall kann der Rechtsanwalt nach einem Widerruf keine Vergütung 
für seine schon geleistete Tätigkeit verlangen. Das Bereicherungsrecht greife 
auch nicht. § 357a Abs. 2 BGB sei insoweit abschließend, so das LG. Das folge 
aus dem Zweck der Richtlinie 2011/83/EU, insbesondere aus Art. 14 Abs. 4, der 
in § 357a Abs. 2 BGB umgesetzt wurde. Danach solle ein Verbraucher bei 
 seinem Widerruf vor allen Kosten geschützt sein, die die Richtlinie nicht 
 ausdrücklich vorsehe (EuGH 17.5.23, C-97/22, NJW 23, 2171).

PRAXISTIPP — Nach der Rechtsprechung des BGH (zuletzt 19.11.20, IX ZR 133/19, 
Abruf-Nr. 219415) sind auf Anwaltsverträge die Regeln für den Fernabsatz 
 anwendbar. Daher müssen Sie stets die sich aus den gesetzlichen Regelungen 
ergebenden Pflichten  erfüllen (vgl. Härting, NJW 16, 2937). Das gilt v. a. für die 
Pflicht zur Widerrufsbelehrung. Voraussetzung ist aber, dass die §§  312b, 312g 
BGB anwendbar sind. Für Unternehmer als Mandanten gilt die Pflicht also nicht.

von RA Detlef Burhoff, RiOLG a. D., Leer/Augsburg
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 Falscher Sachverhalt
Wer den Sachvortrag nicht korrigiert, riskiert die PKH-Vergütung

Das kann schnell geschehen: Eine eingeklagte Geldforderung wird falsch 
 dargestellt. Erfährt der Anwalt von dem Fehler, darf er keine Zeit verlieren. 
Ansonsten kann das Gericht, das Prozesskostenhilfe (PKH) gewährt hat, von 
einer „treuwidrig“ erlangten Vergütung ausgehen und diese ablehnen (OLG 
Hamburg 21.4.26, 4 W 88/26, Abruf-Nr. 254477).

Der Anwalt klagte für seine Mandantin die Rückzahlung eines Darlehens ein. 
Die Beklagte erwiderte, dass es keinen Darlehensvertrag gegeben habe und 
die Zahlungen eine „Investition“ in ein gemeinsames Geschäft gewesen seien. 
Auf Nachfrage schrieb ihm die Mandantin, sie habe die Summe nie als Darlehen 
bezeichnet. Auf zwei Nachfragen reagierte sie nicht. Inzwischen hatte der 
Anwalt zwei Vorschüsse in Höhe von rund 1.080 EUR erhalten. Kurz darauf hob 
das LG die PKH gemäß § 124 Abs. 1 Nr. 1 ZPO wegen unrichtiger Darstellung 
des Streitverhältnisses auf.

Der Anwalt hätte umgehend den Sachverhalt gegenüber dem Gericht klarstel-
len müssen. Die Aussage der Mandantin war so eindeutig, dass er kein weiteres 
Gespräch hätte abwarten dürfen. Das OLG entschied, dass die Verfahrens-
gebühr bereits vor Klageerwiderung entstanden ist, also vor dem Anlass zum 
Hinterfragen. Der Anwalt durfte sie daher behalten. Den späteren Termin nahm 
er trotz Kenntnis von dem falschen Sachverhalt wahr. Daher lehnte das OLG 
die Terminsgebühr zu Recht ab, die Vorschüsse musste er erstatten.

von Christian Noe B. A., Göttingen
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